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Frage Nummer 23 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordneter 
Ferdinand 
Mang 
(AfD) 

Ich frage die Staatsregierung, welche Waffen (Pistolen, Ge-
wehre, Schreckschusswaffen, Armbrüste usw.) und Werkzeuge 
(z. B. Messer, Äxte) wurden in wie vielen Fällen in den letzten 
drei Jahren bei Straftaten als Tatmittel verwendet? 

Antwort des Staatsministeriums der Justiz 

Weder die Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-Statistik) und 
der Strafgerichte (StP/OWi-Statistik) noch die Strafverfolgungsstatistik treffen Aus-
sagen dazu, welche Waffen bzw. Werkzeuge in den letzten drei Jahren bei Strafta-
ten als Tatmittel verwendet wurden bzw. in wie vielen Fällen diese verwendet wur-
den. 

In den nach bundeseinheitlichen Kriterien geführten Justizgeschäftsstatistiken der 
Staatsanwaltschaften und der Strafgerichte wird u. a. die Anzahl der dort eingegan-
genen, anhängigen und erledigten Ermittlungs- und Strafverfahren erhoben und 
ausgewertet. Die Strafverfolgungsstatistik, die ebenfalls nach bundeseinheitlichen 
Kriterien geführt wird, trifft Aussagen über die Zahl der gerichtlich Abgeurteilten und 
Verurteilten. 

Weder die Geschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften und der Strafgerichte 
noch das Tabellenprogramm der Strafverfolgungsstatistik treffen jedoch Aussagen 
zu den Hintergründen oder Modalitäten von Tat, Tätern oder Tatopfern. Mit welcher 
konkreten Tatwaffe eine Straftat begangen wird, wird daher in den genannten Sta-
tistiken nicht erfasst. 

Mangels statistischer Daten können die Fragen in der zur Verfügung stehenden Zeit 
mit vertretbarem Aufwand nicht beantwortet werden. Die Fragen könnten nur be-
antwortet werden, wenn die Verfahrensakten händisch durchgesehen würden. Dies 
würde ganz erhebliche Arbeitskraft binden und eine – verfassungsrechtlich gebo-
tene – effektive Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft gefährden. 

Auch auf Basis der nach bundeseinheitlichen Richtlinien geführten Polizeilichen Kri-
minalstatistik (PKS) ist eine Beauskunftung mangels valider, expliziter Recherche-
parameter, die eine automatisierte Auswertung i. S. der Fragestellung ermöglichen 
würden, nicht möglich. 
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Die PKS enthält die der Polizei bekannt gewordenen Straftaten zum Zeitpunkt der 
Abgabe an die Staatsanwaltschaft. Mittels PKS-basierter Daten können nach Ab-
schluss eines Berichtsjahres belastbare Aussagen zur Kriminalitätsentwicklung im 
jeweiligen Jahr getroffen werden. 

Tatmittel werden in der PKS grundsätzlich nicht erfasst bzw. abgebildet. Eine Aus-
nahme stellen hier einzig das Tatmittel „Messer“ über das PKS Phänomen „Mes-
serangriff“, sowie „Schusswaffen“ und zuletzt das Tatmittel „Internet“ dar. Allerdings 
findet bezüglich des Tatmittels „Messer“ keine weitergehende Differenzierung statt 
(beispielsweise ob es sich um ein Küchenmesser, Butterflymesser usw. handelt). 
Das Tatmittel „Schusswaffe“ ist gemäß § 1 Abs. 4 bzw. Anlage 1 des Waffengeset-
zes (WaffG) definiert. Armbrüste fallen demnach nicht unter die Begriffsdefinition 
der Schusswaffe. 

Insofern müsste eine umfangreiche manuelle (Einzel-)Auswertung von Akten und 
Datenbeständen erfolgen. 

Dies würde zu einem erheblichen zeitlichen und personellen Aufwand führen. Man-
gels statistischer Daten können die Fragen daher mit vertretbarem Aufwand nicht 
beantwortet werden.  
Auch unter Berücksichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16 a Abs. 1 
und 2 S. 1 der Bayerischen Verfassung (BV) ergebenden parlamentarischen Fra-
gerechts der Abgeordneten des Landtags kann daher eine Auswertung von Einzel-
akten u. ä. nicht erfolgen.“ 

 


